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Ueber Verſorgungshäuſer. Von Moritz v. Orosz, k. k. Statthaltereirath. 
Mittheilungen aus der Praxis: 


Gemeindliche Strafgewalt zur polizeilichen Beſtrafung von Störung des Gottes⸗ 


dienſtes. 

Streitigkeiten wegen Entrichtung ſowie wegen Vertheilung der Stolargebühren 
unter den Percipienten nach Maßgabe der Stoltaxordnung ſind im poli⸗ 
tiſchen Wege auszutragen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber Berſorgungshäuſer. 
Von Moritz v. Orosz, k. k. Statthaltereirath. 


So viele Schattenſeiten auch das Syſtem der autonomen Gemeinde— 
verwaltung haben mag, ſo ſteht doch feſt, daß auf vielen Gebieten des 
modernen Gemeindeweſens eine rührige Thätigkeit entfaltet wird, fort⸗ 
ſchrittliche Neuerungen angebahnt und im Ganzen und Großen Erfolge 
erzielt werden, die mit Rückſicht auf die drückenden Zeitverhältniſſe und 
die enormen Geldopfer, die mit der Errungenſchaft mit in den Kauf 
genommen werden mußten, als zufriedenſtellend zu betrachten ſind. Es 
muß daher umſomehr auffallen, daß gerade in einem ſo wichtigen 
Verwaltungszweige, wie es die Verſorgung des hilflos gewordenen 
Alters iſt, ein ſtarres Feſthalten an dem Althergebrachten beobachtet 
wird. Hier vermochte es der Fortſchritt noch nicht, ſich auch nur einen 
Zollbreit Boden zu erobern, immer wurde nach der alten Schablone 
gearbeitet und noch nie wurde die Frage ventilirt, ob es denn doch 
nicht eine zweckentſprechendere, zugleich die pecuniären Mittel der Ge⸗ 
meinde weniger belaſtende Einrichtung gäbe, dieſer von der Humanität 
gebotenen Verpflichtung nachzukommen. 

In zwei Extremen bewegt man fich, um dieſe Aufgabe zu löſen, 
und beide fordern den Beobachter zur Kritik und zur Verurtheilung 
des Syſtems der Verſorgungshäuſer überhaupt heraus. Man thut 
eben zu wenig oder zu viel. 

Wir wollen zuerſt unſern Blick auf die bei weitem größere An⸗ 
zahl von Stadtgemeinden werfen, denen nur kärgliche Mittel zu Gebote 
ſtehen, um den zahlreichen Anforderungen der modernen Adminiſtration 
gerecht zu werden. In zufällig der Gemeinde zur Verfügung ſtehenden 
Räumlichkeiten, die noch dazu meiſtens eng und ungeſund ſind, wird 
da den Siechen kaum viel mehr als der nothdürftige Schutz gegen die 
Unbilden der Witterung und eine kärgliche Nahrung geboten, gerade 
hinreichend, um ſie vor den Qualen des Hungers zu bewahren, denn 
hinſichtlich der Kleidung und- anderer Bedürfniſſe fallen fie meiſtens 
noch immer der Privatwohlthätigkeit zur Laſt und ſind an den Bettel 


gewieſen. Das Alter mit ſeinen Gebrechen, mit der Verbitterung, die 
eine nur zu häufige Folge eines mühevollen und freudenloſen Lebens 
iſt, wird hier förmlich aufgeſtappelt, und man dürfte ſich wohl keiner 
Hyperbel ſchuldig machen, wenn man dieſe traurigen Unterkünfte als 
Vorhöllen des Todes qualificirt, wo der arme Unglückliche verurtheilt 
wird, ſeine gebrechlichen Genoſſen unter den Augen abſterben zu ſehen 
und zu warten, bis die Reihe an ihn kömmt. Dazu werden noch Per⸗ 
ſonen verſchiedenen Geſchlechtes und verſchiedenen Bildungsgrades in 
derſelben Stube zuſammengepfercht und Zwietracht und Hader, Miß⸗ 
gunſt und Neid machen ſich an Stätten breit, wo wenigſtens Friede 
und Ruhe einem gequälten Leben einen würdigen Abſchluß ermöglichen 
ſollten. 

Das ſind keine Aſyle mehr, die Demjenigen, der ſie darbietet, 
Ehre machen, und die herbe Kritik, die in der Darlegung ſolch' erbarm⸗ 
licher Zuſtände ſelbſt ſchon gelegen iſt, kann durch den cyniſchen Ein⸗ 
wand durchaus nicht entkräftet werden, daß ja von der Armuth die 
Unterkunft in Siechen⸗ oder Pſründnerhäuſern als das Begehrens⸗ 
wertheſte angeſtrebt wird. Iſt es doch immerhin beſſer, Obdach und 
Nahrung, wenn auch noch jo kümmerlich, geſichert dargeboten zu erhal⸗ 
ten, als frierend und bettelnd von Haus zu Haus zu ziehen — es 
wählt eben auch der Arme zwiſchen zwei Uebeln das kleinere. 

Dieſe auf thatſächlichen Verhältniſſen beruhenden Anklagen treffen 
natürlich zum Theile jene Gemeinden nicht, welche in der glücklichen 
Lage waren, ihren Armen wohnliche Stätten zu bereiten, umſoweniger 
jene, welche, die Hauptſtadt des Reiches an der Spitze, in ihrer Groß⸗ 
muth ſo weit gingen, ihren in Ehren grau gewordenen Bürgern in 
ſignorilen Gebäuden Verſorgung zu bieten, ſie mit allen Bequemlich⸗ 
keiten des modernen Lebens zu umgeben und ihnen eine Exiſtenz zu 
bereiten, wie, wenige Fälle ausgenommen, ſie in ihren jüngeren Tagen 
kaum genofien haben dürften. Und auch ſelbſt hier kann Derjenige, 
welcher die Sache vom höheren menſchlichen Standpunkte aus prüft, 
wenngleich ſeinem Herzensbedürfniſſe durch dieſes freundliche Bild 
vollauf Genüge geſchehen, nicht umhin, ein Syſtem anzugreifen und zu 
verurtheilen, welches an Geiſt und Körper herabgekommene Menſchen 
zu einander thut, um ſie überhaupt der Unterſtützung der Gemeinde 
theilhaftig werden zu laſſen. 

Senectus ipsa est morbus. Da ſchon das Alter, auch wenn es 
ſich ohne beſondere Gebreſte einſtellt, au und für ſich beſchwerlich und 
läſtig iſt, ſo kann das Leben in einer Gemeinſchaft, deren Atmoſphäre 
nie ein friſcher Lebenshauch durchweht, die Laſt der Jahre nur drücken⸗ 
der machen, während gleichzeitig das naturgemäße in kurzen Zwiſchen⸗ 
räumen auf einander folgende Hinſterben ſeiner Genoſſen ſelbſt in der 
ſchönſten Umgebung ein beſtändiges Mahnen zum eigenen Aufbruch wird, 
dem in der Regel ſelbſt der Aelteſte nur mit Bangen entgegenſieht, 
und das ihn ſolchermaßen der geſpendeten Wohlthat der Verſorgung nicht 
recht froh werden läßt. Wohl werden auch Kranke und Irre in beſon⸗ 
deren Anſtalten untergebracht und zuſammengethan; in diefen Fällen, wo 
es ſich um beſondere Fachpflege und Aufſicht handelt, iſt es eben 


das einzige und beſte Auskunftsmittel. Bei den verſorgungsbedürftigen 
Alten jedoch, ſelbſt wenn ſie mit chroniſchen Leiden behaftet ſind, fällt 
dieſes wichtige Moment der Fachpflege und Aufſicht weg und es bleibt 
blos die Hülfsbedürftigkeit, der zunächſt abzuhelfen ſich als alleinige 
Verpflichtung der Gemeinde herausſtellt. 

Die Schattenſeiten des Syſtems der Unterbringung der Pfründner 
in beſonderen Localitäten hervorgehoben, erlaube ich mir nun die Auſicht 
auszuſprechen, daß es 

a) für das körperliche und geiſtige Wohlergehen der alten Leute 
entſprechender und 

b) in finanzieller, allgemein hygieniſcher und ſonſtiger Beziehung 
vortheilhafter wäre, alle Diejenigen, für welche die Gemeinden zu 
ſorgen ſich für verpflichtet halten, aus den Städten zu entfernen und ſie in 
deren nächſten Umgebung auf dem Lande zerſtreut der Privatpflege 
zu übergeben. 

Was den erſten Punkt dieſes Vorſchlages anbelangt, habe ich die 
Ueberzeugung, daß ſich alte Leute, wenn ſie auch für einen geregelten 
Erwerb untauglich geworden ſind, immer noch nützlich machen können. 
Denken wir uns beiſpielsweiſe einen unſerer Pfründner in einem Bauern- 
hauſe, im Verbande der Familie lebend, wie er eben eine muntere 
Kinderſchaar und Alles, was da lebt und ſich bewegt, bewachen kann, 
während, was rüſtige Arme hat, weitab vom Hauſe auf dem Felde 
ſchafft. Ja, mannigfaltig ſind die kleinen Verrichtungen, die unſer Schütz⸗ 
ling, welcher in einem Verſorgungshauſe in der Stadt im günſtigſten 
Falle auf eine einförmige ertödtende Handarbeit unter mürriſchen Leidens⸗ 
genoſſen gewieſen war, in die Gemeinſchaft rüſtig ſchaffender Menſchen 
verſetzt, trotz ſeiner ſchwachen Kräfte noch vollbringen kann, die 
ſo auch ihn an dem Segen der Arbeit theilnehmen und dadurch das 
Gefühl von Hinfälligkeit nicht in ſeiner ganzen Herbe aufkommen laſſen. 
Im verſtärkten Grade gilt das hier Geſagte von dem anſtelligeren 
Weibe, und wenn man auch die Leiſtungen dieſer Pfleglinge als durch⸗ 
aus freiwillige vorausſetzen muß, ſo dürften ſie doch in den meiſten 
Fällen vorkommen, da es im Intereſſe der alten Leute gelegen ſein 
wird, ſich das freundliche Entgegenkommen ihrer Verpfleger zu ſichern. 
Der Natur näher gebracht, Augenzeuge vom Kommen und Vorüber— 
ziehen der Jahreszeiten mit Allem, was am Lande d'rum und d'ran 
hängt: ſäen, grünen, wachſen, ernten; an der Quelle der verſchiedenen 
Freuden und Genüſſe, welche die Mutter Natur uns ſpendet, verpflanzt, 
wäre ſein früher ſo hoffnungsloſes, eintöniges Leben mit Erwartung und 
Abwechslung gewürzt und jo dem Alter ſein ſpitzeſter Stachel be⸗ 
nommen. 

Wenn wir auch zugeben wollen, daß obige Schilderung eine etwas 
poetiſche Färbung tragen mag und daß in derſelben bei den Dahin- 
ſiechenden Gefühle der Empfänglichkeit für das Schaffen der Natur 
vorausgeſetzt werden, wie ſie in Wirklichkeit bei dem Alter überhaupt 
nicht ſehr häufig und bei Leuten von niederem Bildungsgrade, wie es 
eben der Mehrzahl nach die auf öffentliche Koſten Verſorgten ſind, nur 
ſelten wahrgenommen werden, ſo wird doch nicht in Abrede zu ſtellen 
ſein, daß das Leben auf dem Lande mit den kleinen Beſchäftigungen, 
die es ermöglicht, und das Verpflanzen in die Familie an und für ſich 
ſchon auf den Körper und das Gemüth unſerer Schützlinge einen wohl⸗ 
thätigen Einfluß ausüben müßte. 

Die mögliche Einwendung, daß es doch nicht recht anginge, alte, 
ſieche Leute der allfälligen Willkür und Rohheit von Dorfleuten zu 
überantworten, dürfte wohl durch die Bemerkung widerlegt erſcheinen, 
daß, wenn man keinen Anſtand nimmt, Findelkinder, die doch ganz 
wehrlos ſind und bei denen es gilt, ein volles Menſchenleben zur glück— 
lichen Entfaltung zu bringen, der Privatpflege einfacher Dorfleute anzu⸗ 
vertrauen, es wohl viel weniger auf ſich haben dürfte, hinſichtlich der 
letzten Lebenstage von alten Leuten, die doch immer im Stande ſind, 
ſich gegen Uebergriffe zu wehren, denſelben Weg einzuſchlagen, da 
ſchließlich noch immer eine Ueberwachung von Seite der geiſtlichen oder 
weltlichen Behörde im Principe aufgeſtellt werden könnte. 

Auch den Einwurf dürfte man hören, daß die Alten nicht gern 
ihren gewohnten Aufenthalt in der Stadt aufgeben werden, ein Ein⸗ 
wurf, der, wenn das neue Syſtem maßgebenden Orts überhaupt plau⸗ 
ſibel erſchiene, gar nicht ins Gewicht fallen kann, weil doch Demjenigen, 
der Wohlthaten erweiſt, das Recht zugeſtanden werden muß, billige 
Bedingungen daran zu kuüpfen, denen der Bedürftige, wenn es einmal 
nicht anders geht, ſich gern fügen wird. Dazu iſt das Band, welches die 
ärmere Stadtbevölkerung mit der nächſten Landbevölkerung verbindet, 


ein nicht ſo loſes, wie man glauben könnte, und da man billige 
Wünſche der zu Verſorgenden bei der Anweiſung ihres Unterſtandes 
jedesfalls berückſichtigen könnte, fo wäre vielen unter ihnen ſogar hin: 
länglich Gelegenheit geboten, in bekannten näherſtehenden Familien eine 
Aufnahme zu finden, bei der auch dem Herzen Befriedigung zu Theil 
würde. 

Wohl dürften einige dieſer Alten wirklich den Namen Sieche 
verdienen, mit chroniſchen Leiden behaftet ſein und das Bedenken nicht 
unbegründet erſcheinen, daß ſchwerlich Jemand auf dem Lande bereit 
ſein werde, dem Kränklichen die erforderliche Pflege angedeihen zu 
laſſen. Indeß braucht ja ein Findelkind auf jeden Fall mehr Pflege 
und Auſſicht als ein chroniſch Leidender, und wie lebhaft iſt doch das 
Begehren nach ſolchen Pfleglingen! Das monatliche Baargeld, welches, 
wie für die Findlinge, auch für unſere Alten, denen man — im Vorüber⸗ 
gehen geſagt — einen Bruchtheil davon als Taſchengeld überlaſſen müßte, 
zu verabfolgen wäre, bildet eben eine ſehr geſchätzte und angeſtrebte 
Vermehrung der Einkünfte der Familien, angeſichts deren eine kleine 
Mühe unter zahlreichen Hausgenoſſen ſich ſchon verlohnt. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Gemeindliche Strafgewalt zur polizeilichen Beſtrafung von Störung 
des Gottesdienſtes. 

Mit dem Erkenntniſſe vom 27. December 1877 hat der Bürger- 

meiſter v. P. gemeinſchaftlich mit zwei Gemeinderäthen zu Recht erkannt: 

„Anton K., Mathias H. und Johann B. ſind der Polizeiübertretung 


gegen das Geſetz vom 25. Mai 1868, Abth. VI, Abſatz 13 dadurch 


ſchuldig, daß ſie ſich erlaubt haben, ohne jede Anzeige und Erwirkung 
der Bewilligung des Polizeiamtes am Feiertage des heiligen Stefan, 
am 26. December 1877, zur Zeit der Abhaltung des Gottesdienſtes 
in der Hauptgaſſe, welche zur Kirche und direct an der Kirche vor— 
beiführt, Eis in die herrſchaftlichen Keller zu führen, wodurch Störungen 
des Gottesdienſtes veranlaßt und der Feiertag entheiligt wurde, und 
dieſelben hätten dieſe Arbeit weiter fortgeſetzt, wenn ſie nicht verboten 
worden wäre, weshalb einem Jeden mit Rückſicht auf die 88 62 und 63 
Gem.⸗Ord. eine Geldſtrafe von 5 fl. zu Gunſten der Armencaſſe zur 
Zahlung auferlegt wird.“ 

Ueber den dagegen von den drei genannten Verurtheilten bei der 
Bezirkshauptmannſchaft in P. eingebrachten Recurs hat die letztere mit 
der Entſcheidung vom 25. Jänner 1878 das Erkenntniß des Stadt⸗ 
rathes wegen Incompetenz behoben und die Durchführung des Straf⸗ 
verfahrens in J. Inſtanz für die Bezirkshauptmannſchaft in Anſpruch 
genommen; „denn der Wirkungskreis der Polizeiverwaltung, welcher den 
Gemeindeämtern in Handhabung der Ortspolizei zugewieſen iſt und in 
welchen Fällen denſelben das Strafverfahren im übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe nach 862 Gem.⸗Ord. zuſteht, ſei ausdrücklich im § 28 Gem.⸗Ord., 
dann in einzelnen beſonderen Geſetzen, wie z. B. im Geſetze über den 
Feldſchutz, über die Straßenpolizei ꝛc. feſtgeſetzt, weshalb das Straf⸗ 
verfahren in allen anderen Fällen der Polizeiverwaltung, daher auch in 
den Fällen der Religionspolizei nach der Miniſterialverordnung vom 
3. April 1855 der politiſchen Behörde vorbehalten ſei, obwohl die 
Vorkehrungen in der Ausübung der Localpolizei zur Abwehr und Ver⸗ 
folgung ſolcher Uebertretungen den Gemeindeämtern obliegen.“ Unter 
Einem hat die Bezirkshauptmannſchaft nachſtehende an Mathias H. 
gerichtete Entſcheidung gefällt: 

„In Erledigung des von dem Gemeindeamte mit H. durchge⸗ 
führten Strafverfahrens wird derſelbe, da er am 26. December 1877 
Vormittags mit einem Laſtwagen ſchnell um die Kirche gefahren iſt 
und dadurch den in der Kirche anweſenden Gläubigen Aergerniß 
gegeben hat, zu einer Geldſtrafe von 2 fl. zu Handen der Armen⸗ 
anſtalt der Gemeinde P., eventuell zur Arreſtſtrafe von 12 Stunden 
verurtheilt. Denn, obwohl die Zufuhr von Eis am Feiertage an und 
für ſich, wie jede andere Fuhre, wenngleich neben der Kirche, nicht für 
eine verbotene Arbeit nach Art. 13 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 
gehalten merden kann, da der Sinn dieſes Geſetzes auf lärmende 
Arbeiten abzielt, welche in der Nähe der Kirche ohne Nothwendigkeit 
verrichtet werden; obwohl ferner in der P. . ber Gegend bei dem 
bekannten, gewöhnlich plötzlichen Umſturze in der Witterung die Zufuhr 


von Eis für eine dringende Arbeit gehalten werden kann, welche ſich 
ohne Gefahr für das Gewerbe nicht aufſchieben läßt, ſo kann eine 
ſolche Arbeit nur dann zugelaſſen werden, wenn fie in der gewöhn⸗ 
lichen Ordnung ohne alle Störungen, welche die Andacht der Gläubigen 
unterbrechen könnten, vor ſich geht. Da nun durch das Geſtändniß des 
H. erwieſen ift, daß er ſich durch ſchnelles Fahren mit einem ſchweren 
Laſtwagen einer ſolchen Störung der Andacht bei dem Hauptgottes⸗ 
dienſte ſchuldig gemacht hat, ſo wird derſelbe nach der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 3. April 1855 wegen der Uebertretung des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868 verurtheilt, wogegen die anderen zwei Beſchuldigten 
wegen Abgang des Thatbeſtandes losgeſprochen werden.“ 

Gegen die an den Stadtrath gerichtete Entſcheidung hat letzerer den 
Statthaltereirecurs eingebracht. Darin führt derſelbe unter Berufung auf 
die SS 28 und 62 Gem.-Ord. aus, daß die fragliche Uebertretung in den 
Wirkungskreis der Localpolizei nach $ 28, Abſ. 2 und 7 gehört, da 
durch das ſchnelle Fahren einerſeits die in und aus der Kirche gehenden 
Leute leicht beſchädigt werden könnten und anderſeits das Wagen— 
geraſſel während der Ausübung des Gottesdienſtes bei den Gläubigen 
Aergerniß bewirkt hat und daher gegen die öffentliche Sittlichkeit ver⸗ 
übt wurde. Die Gemeinde fer zur Hintanhaltung derartiger Uebertretungen 
auch deshalb berufen, weil hier ein raſches Einſchreiten nothwendig iſt, 
was im Falle der Competenz der politiſchen Behörden nicht zu erzielen 
wäre, indem das Verbot gewöhnlich zu ſpät käme. 

Die Statthalterei hat mit Entſcheidung vom 29. Mai 1878 dem 
Recurſe des Stadtrathes keine Folge gegeben, „denn nach dem aus— 
drücklichen Wortlaute des $ 62 Gem.⸗Ord. ſteht dem Gemeindevorſteher 
in Gemeinſchaft mit zwei Gemeinderäthen das Strafrecht nur bei Ueber: 
tretungen jener Geſetze und Vorſchriften über die zum Wirkungskreiſe 
der Gemeinde ($ 28 Gem.-Ord.) gehörigen Zweige der Ortspolizei zu, 
welche eine Strafſanction ausſprechen, und inſoweit dieſe Uebertretungen 
nicht durch das Strafgeſetz verpönt ſind. Hiernach wäre der Gemeinde— 
ſtrafſenat nur bei dem gleichzeitigen Vorhandenfein nachſtehend bezeich- 
neter drei Vorbedingungen zur Strafamtshandlung im vorliegenden Falle 
competent geweſen: a) wenn die betreffende Uebertretung nicht durch 
das Strafgeſetz verpönt iſt, b) wenn die betreffende Urbertretung gegen 
Geſetze oder Vorſchriften begangen wurde, welche einen zum Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinde gehörigen Zweig der Ortspolizei zum Gegenſtande 
haben, und endlich c) wenn dieſe Geſetze oder Vorſchriften eine Straf- 
ſanction ausſprechen. Von dieſen Vorbedingungen iſt nur die ub a) 
angeführte in dem vorliegenden Falle vorhanden. Belangend die sub b) 
angeführte Bedingung, ſo wurden die Uebertretungen gegen die auf die 
Sonntags⸗ und Feiertagsheiligung bezüglichen Vorſchriften bis zu dem 
Eintritte des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, wodurch 
die interconfeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger in mehrfachen 
Beziehungen geregelt wurden, in Wirklichkeit allerdings zu den Ueber— 
tretungen der ſittenpolizeilichen Vorſchriften gezählt, ſeit der Wirkſamkeit 
des obigen Geſetzes haben die fraglichen Uebertretungen jedoch die 
Natur von Uebertretungen der zum Schutze der religiöſen Uebungen 
(des Gottesdienſtes) der vom Staate anerkannten Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaften erlaſſenen confeſſionellen Geſetze angenommen, zur Handhabung 
welcher Geſetze, ſowie zur Strafhandlung gegen Uebertretungen derſelben 
die politiſchen Behörden berufen find. Es iſt demnach die sub b) 
bezeichnete Vorbedingung zur Competenz des Gemeindeſtrafſenates ebenſo⸗ 
wenig in dem vorliegenden Falle vorhanden, als die oben sub c) 
erwähnte Vorbedingung, da das obenbezogene Geſetz vom 25. Mai 
1868 gegen Uebertretungen derſelben keine Sanction ausſpricht, die- 
ſelben ſonach nach § 1 der Miniſterialverordnung vom 3. April 1855, 
R. G. Bl. Nr. 61, von den politiſchen Behörden unter Anwendung 
der Miniſterialverordnuung vom 30. September 1857, R. G. Bl. 
Nr. 198, zu beſtrafen ſind. Dieſer Begründung ſteht nicht entgegen, 
daß die Vorſchrift des Art. 13. des Geſetzes vom 25. Mai 1868 mit 
den Kundmachungen des Stadtrathes in P. vom 4. Jänner 1877 und 
12. Juli 1877 den Einwohnern dieſer Stadt zur Darnachachtung 
bekannt gegeben und die Uebertretung des erwähnten Geſetzartikels in 
der Kundmachung vom 12. Juli 1877 noch überdies mit einer Geld⸗ 
ſtrafe bis 5 fl. bedroht wurde, denn ſo löblich auch der von dem 
P. . er Stadtrathe bei dem Erlaſſe dieſer Kundmachung verfolgte Zweck 
iſt, ſo kann hieraus doch das Recht des Gemeindeſtrafſenates bezüglich 
der Uebertretungen im Grunde der §§ 35 und 64 Gem. ⸗Ord. nicht 
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abgeleitet werden, da, wie bereits hervorgehoben wurde, es ſich hiebei 


nicht um ortspolizeiliche, ſondern um confefſionelle Vorſchriften handelt, 


ſomit die Vorbedingung zur Anwendung der bezogenen Paragraphe 
der Gemeinde-Ordnung in dem vorliegenden Falle nicht eingetreten iſt.“ 

Gegen dieſe Eutſcheidung wurde der Miniſterialrecurs des Stadt⸗ 
rathes vorgelegt. In der Ausführung heißt es, daß vor dem Erſcheinen 
des Geſetzes vom 25. Mai 1868 die Uebertretungen der Sonn- und 
Feiertagsheiligungsvorſchriften laut Polizeiordnung vom 3. März 1875 
und gemäß Patentes vom 22. Oktober 1854 zur Sittenpolizei gehört 
haben und den Gemeindeorganen zur Beſtrafung zugewieſen waren. Nach 
dem § 28, alinea 7 Gem.⸗Ord. gehöre nun die Ausübung der Sittlich 
keitspolizei in den ſelbſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde, welche die 
Aufſicht auf Heiligung der Sonn- und Feiertage in ſich begreife. Des⸗ 
halb habe der Stadtrath die Anordnung des Art. 13 des Gefetzes vom 
25. Mai 1868 im Grunde des $ 35 Gem.⸗Ord. allgemein knudge— 
macht und darin für jede Uebertretung eine Strafe von 5 fl. feſtgeſetzt. 
Der Stadtrath bat um die Entſcheidung der Competenzfrage rückſichtlich 
der Strafamtshandlung in Fällen der Uebertretungen der Vorſchriften, 
betreffend die Entheiligung der Sonn- und Feiertage. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 2. December 1878, 
3. 13.146, folgende Entſcheidung hinausgegeben: 

„In der Erwägung, daß Störungen des Gottesdienſtes, von welchen 
der Art. 13 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, 
handelt, deshalb, weil die diesfälligen Beſtimmungen in dem erwähnten 
zur Regelung der interconfeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger er⸗ 
laſſenen Geſetze vorkommen, nicht ihren ortspolizeilichen Charakter ver- 
lieren und daß derlei geſetzlich verbotene Handlungen bei dem Abgange 
einer beſonderen Strafſanction in dem bezogenen Geſetze den in der 
Miniſterialverordnuug vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, 
normirten, allgemeinen Strafbeſtimmungen unterliegen, findet das 
Miniſterium des Innern dem gegen die vorſtehende Statthalterei-Ent- 
ſcheidung überreichten Recurſe des P. ber Stadtrathes Folge zu geben, 
die Entſcheidungen der Bezirkshauptmannſchaft P. und der Statthalterei 
unter Anerkennung der Competenz des Stadtgemeindevorſtehers in P. 
(8 62 Gem.⸗Ord.) zur Ausübung der Strafgewalt im vorliegenden Falle 
zu beheben und der Bezirkshauptmannſchaft P. die Entſcheidung über 
den Recurs des Johann B., Mathias H. und Anton K. gegen das vom 
Strafſenate der Stadtgemeinde P. geſchöpfte Erkenntniß vom 27. December 
1877 in II. Inſtanz aufzutragen.“ ea: 


Streitigkeiten wegen Entrichtung ſowie wegen Vertheilung der 
Stolargebühren unter den Percipienten nach Maßgabe der Stol: 
tarordnung find im politiſchen Wege auszutragen. 


Joſef W., welcher vom Jahre 1853 bis zu ſeiner im Jahre 
1871 erfolgten Penſionirung an der Pfarrkirche zu M. den vereinigten 
Organiſten⸗, Meßner- und Lehrerdienſt verſah und als ſolcher auf den 
Bezug der für den Meßner und Organiſten entfallenden Stolargebühren 
Anſpruch hatte, war unter Vorlage mehrfacher Ausweiſe bei der 
Statthalterei unterm 7. April 1874 um die Veranlaſſung eingeſchritten 
damit ihm vom Pfarrvorſteher die während obiger Zeit angeblich wider— 
rechtlich vorenthaltenen Stolargebühren in der Höhe von 1368 fl. 12 kr. 
erſetzt werden. Die diesfällige Forderung wurde damit begründet, daß 
ſeitens des Pfarrvorſtehers die Stolargebühren theils in einem höheren 
theils in einem niederen als in dem durch die Stolarordnung feſtgeſetzten 
Betrage eingehoben und von den eingehobenen Beträgen die auf den 
Meßner und Organiſten entfallenden Antheile gar nicht oder nicht im 
gebührenden Ausmaße an den genannten Functionär bezahlt worden ſind. 

Ueber dieſe von der Statthalterei zur inſtanzmäßigen Amts⸗ 
handlung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft R. zugefertigte Eingabe fand 
dieſe unterm 1. Auguſt 1874, Z. 3878, nachſtehende Entſcheidung zu fällen: 

„Als Stolargebühren werden Abgaben bezeichnet, welche für ver— 
ſchiedene kirchliche Functionen zu entrichten ſind und theils eine Ent— 
ſchädigung für die Benützung einzelner der betreffenden Kirche gehörigen 
Gegenſtände, theils eine Entlohnung für die Functionäre (Geiſtlichkeit, 
Meßner, Organiſt u. ſ. w.) bilden. Die Functionen, welche unter der 
Leitung des Pfarrvorſtehers oder deſſen Stellvertreters vorgenommen 
werden und mit den einzelnen Verrichtungen als ein zuſammengehöriges 
Ganze anzuſehen ſind, müſſen beim Pfarrvorſteher nachgeſucht werden, 
welchem es auch obliegt, die Stolargebühren nach Maßgabe der erfolgten 
Beſtellungen zu berechnen und einzuheben. Hieraus ſowohl, wie aus 
dem weiteren Umſtande, daß auch nur der Pfarrvorſteher für die richtige 
Berechnung der Gebühren verantwortlich und für allfällige Mehrforderungen 


über Verlangen der ſich beſchädigt fühlenden Parteien erſatzpflichtig 
bleibt, muß gefolgert werden, daß eine Trennung der für die einzelnen 
Functionäre entfallenden Antheile nicht ſtattzufinden hat und daß 
insbeſondere eine ſelbſtändige Gebührenberechnung ſeiteus der als Meßuer 
und Organiſten angeſtellten Perſonen ausgeſchloſſen iſt. Der Pfarrvor⸗ 
ſteher hat von den eingegangenen Skolargebühren die einzelnen Func⸗ 
tionäre und Hilfsorgane zu eutlohnen und richtet ſich der diesfällige 
Betrag nach dem gegenſeitigen freien Uebereinkommen oder nach einem 
allfällig beſtehenden ſchriftlichen oder mündlichen Vertrage. Hieraus er⸗ 
gibt ſich noch weiter, daß allfällige über die Höhe der Entlohnung 
entſpringende Streitigkeiten, als aus dem Dienſtverhältniſſe des betref⸗ 
fenden Functionärs hervorgegangen, nur nach Maßgabe der getroffenen 
Vereinbarung zu entſcheiden und, nachdem das Dienſtverhältniß einen 
rein privatrechtlichen Charakter an ſich trägt, im Rechtswege geltend 
zu machen ſind. 

Hiernach und da die Competenz der pofitifchen Behörden auf 
die Entſcheidung bei Streitigkeiten, welche von den betheiligten Parteien 
gegen den Pfarrvorſteher über die Höhe der aufgerechneten Gebühren 
erhoben werden, ſowie auf die Einbringung der von der Pfarrvor⸗ 
ſtehung als verantwortlichen Behörde ausgewieſenen Rückſtände an 
Stolargebühren beſchränkt bleibt, wird Joſef W. mit der Erſatzforderung 
abgewieſen und demſelben freigeſtellt, die angebliche Forderung im 
Rechtswege anzuſprechen.“ 

In dem dagegen eingebrachten Recurſe wurde hervorgehoben, daß 
in der mit Allerhöchſtem Patente vom 13. December 1774 kundgemachten 
Stoltaxordnung genau angegeben ſei, was den einzelnen Functionären 
gebühre, woraus gefolgert werden müſſe, daß denſelben dieſe Beträge 
unverkürzt zukommen müſſen. Allerdings beſorge der Pfarrvorſteher in 
den meiſten Fällen die Einhebung der Stolargebühren; allein es ſei 
dies keine feſte Regel. Es kann immerhin die Einhebung der Gebühren 
für die Kirche auch durch einen anderen Kirchenvorſteher, die Einhebung 
der Gebühren für das übrige Perſonale auch durch den Meßner oder 
Organiſten erfolgen und es iſt für dieſe Fälle nur vorgeſchrieben, daß 
die bezüglichen Quittungen vom Pfarrer coramiſirt werden, damit keine 
Gebührenüberſchreitungen unterlaufen. Es ſei eine ganz unrichtige Anſchau 
ung, daß der Pfarrer die Gebühren als Ganzes einzuheben und zu verrechnen 
und an die anderen Bezugsberechtigten nur dasjenige auszuzahlen habe, 
was ihm beliebt. Jeder Functionär habe berechtigten Anſpruch auf die 
volle geſetzliche Gebühr, und hat der Pfarrer dieſe nicht ordnungsgemäß 
ausgezahlt, ſo ſei er zu deren Herausgabe verpflichtet. Es bilde dies 
auch keine civilrechtliche Angelegenheit, ſondern der Gegenſtand könne 
nur auf adminiſtrativem Wege geſchlichtet werden, denn die Handhabung 
der adminiſtrativen Geſetze, wozu die Stolarordnung gehört, obliege den 
politiſchen Behörden. 

Die k. k. Statthalterei fand mit Erlaß vom 11. September 
1874, Z. 12.201, dieſem Recurſe im Hinblicke auf 8 3 der kaiſ. Verord⸗ 
nung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, keine Folge zu geben. 

In dem dagegen überreichten Miniſterialrecurſe wurde, ſich ſtützend 
auf vorbezogenenen Paragraphen, die Competenz der politiſchen Be⸗ 
hörden zur Austragung der Angelegenheit betont. 

Das Miniſterium für Cultus und Unterricht fand mit Entſcheidung 
vom 21. März 1875, 3. 16.688, dem Recurſe Folge zu geben und 
die inſtanzmäßige meritoriſche Entſcheidung anzuordnen. Die Begründung 
lautet: „Dieſe Entſcheidung beruht auf der Erwägung, daß der Re— 
current ſeine Anſprüche lediglich auf die Stoltaxordnung gründet, deren 
Durchführung den Adminiſtrativbehörden zukömmt ($ 23 des Geſetzes 
vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50), was zur Folge hat, daß 
Auſprüche der in der Stoltaxordnung bezeichneten Percipienten, mögen 
ſie nun gegen die zahlungspflichtigen Parteien oder wegen unrichtiger 
Theilung gegen andere Percipienten gerichtet fein, auf dem adminiſtrativen 
Wege inſoweit auszutragen ſind, als ſie mit den im adminiſtrativen 
Verfahren zu Gebote ſtehenden Beweismitteln liquid geſtellt werden 
können.“ F. NMI. 


Geſetze und Verordnungen. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 1828. 


Nr. 34. Ausgeg. am 22. Juni. 


7. Juni. 
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Inſtradirung der Fahrpoſtſendungen nach Küſtendje. H.⸗M. Z. 15.816. 
6. Juni. 

Aenderungen in den Fahrpoſt⸗Tarifen „Belgien“, „Frankreich“ und „Groß⸗ 
britannien“. H⸗M. Z. 16.268. 5. Juni. 

Aenderungen in den Fahrpoſt⸗Tarifen „Spanien“ und „Portugal“. H.⸗M. 
3. 16.007. 8. Juni. 

Anhang: 

Militär⸗Marſchroutenkarten. H.⸗M. Z. 14.843. 5. Juni. 

Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen und Galizien. 
H.⸗M. Z. 15.329. 5. Juni. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 1828. 
Nr. 37. Ausgeg. am 2. April. 


Nr. 38. Ausgeg. am 4. April. 
Nr. 39. Ausgeg. am 6. April. 
Conceſſion zum Baue und Betriebe von Ladegeleiſen von Kilom. 49565 
der Auſſig⸗Teplitzer Bahn zu dem Kohlenſörderſchachte Morgenröthe des Berg⸗ 
werksbeſitzers W. Refeen bei Triebſchitz. H.⸗M. Z. 6967— 1878. 27. Februar. 


Nr. 40. Ausgeg. 9. April. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 20. März 1878, 3. 7901, an die 
Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ſtehender Bahnen, betreffend die Hinaus⸗ 
gabe einer Verordnung wegen Abänderung einiger Beſtimmungen der mit Verord⸗ 
nung vom 25. Juli 1877, R. G. Bl. Nr. 69, eingeſührten neuen Faſſung des 
Betriebs⸗Reglements für die Eiſenbahnen der im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder. 

Nr. 41. Ausgeg. 11. April. 
Nr. 42. Ausgeg. 13. April. 

Aenderung der Statuten der k. k. priv. Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn. Erlaß 
des Miniſters des Innern. Z. 3186 (H.-M. Z. 7917). 13. März. 

Conceſſion zum Baue einer Schlepp¾Hahn von der Station Hütteldorf der 
Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn zu dem nächſt der Stationsanlage von der Imperial 
Continental Gas⸗Aſſociation an der rechten Bahnſeite zu erbauenden Gaswerke. 
3. 7970. 20. März. 

Nr. 43. Ausgeg. am 16. April. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundärbahn, 
einerſeits von der Station Haliez über Barnow nach Monaſterzyska, anderſeits 
von der Station Stanislau nach Monaſterzyska und von da über Buczacz und 
Czortkow nach Huſſiatyn. Z. 5376. 19. März. 

Verlängerung der Friſt zur Vornahme von Vorarbeiten für die nachbe- 
nannten Vieinal⸗Eiſenbahnen, und zwar: 1. von Nürſchan über Kladrau und 
Haid in der Richtung gegen Weiden mit einer Abzweigung von Haid über Tachau 
nach Plan, jedoch ohne neuen Anſchluß nach Baiern; 2. von der Station Budigs⸗ 
dorf der öſterr. Staatsbahn nach M.-Trübau; 3. von Hullein im Anſchluſſe au 
die Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn nach Kremſier; 4. von Göding im Anſchluſſe 
an die Kaiſer Ferdinands-Nordbahn nach Gaya und 5. von Neutitſchein über 
Zauchtel im Anſchluſſe an die Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn nach Fulnek. Z. 6355. 
5. April. 

Nr. 44. Ausgeg. am 18. April. 

Feſtſetzung der Länge und des garantirten Anlage⸗Eapitals der Erſten 
ungariſch⸗galiziſchen Eiſenbahn. Z. 578 F.-M. — (H.⸗M. Z. 7119 ex 1878). 
1. März. 

Nr. 45. Ausgeg. am 20. April. 

Einführung von Specialtarifen auf den k. k. Dalmatiner Staats⸗Eiſen⸗ 
bahnen. ad H.⸗M. 3. 10.183 ex 1878. 1. April. 

Nr. 46. Ausgeg. am 25. April. 


Nr. 47. Ausgeg. am 27. April. 
Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
16. April 1878, 8. 4580, III., an fämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltungen, betreffend die genaue Beachtung der zum Vogelſchutze beſtehenden 
Vorſchriften. 
Nr. 48. Ausgeg. am 30. April. 
Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
15. April 1878, 3. 4575, III., an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltungen, betreffend die Berechnung des Agio⸗Zuſchlages im internen Getreide: ꝛc. 


Verkehre. 
Beitritt von Canada zum allgemeinen Poſtvereine. H.⸗M. Z. 16.009. 


Nr. 49. Ausgeg. am 2. Mai. 
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Nr. 50. Ausgeg am 4. Mai. 

Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums ddo. 12. April 1878, Z. 4956, an 
ſämmtliche k. k. Ober⸗Landesgerichte, betreffend die Ausführung des § 24 des 
Enteignungsgeſetzes zum Zwecke der Herſtellung und des Betriebes von Eiſenbahnen. 

Hiezu als Beilage: Auszug aus dem Erlaſſe des k. k. Handelsminiſteriums 
an die politiſchen Landesbehörden vom 4. April 1878, Z. 5256. 

Nr. 51. Ausgeg. am 7. Mai. 

Eonceſſions⸗Ertheilung für eine Pferdeeiſenbahn amerikaniſchen Syſtemes 
(Tramway) in Graz. Z. 9171. 15. April. 

Nr. 52. Ausgeg. am 9. Mai. 

Erliß des k. k. Handelsminiſteriums vom 2. April 1878, Z. 8588, an 
den Verwaltungsrath der k. k. priv. Prag⸗Duxer Eiſenbahn, betreffend die 
Feſtſetzung der Tarifbeſtimmungen für den Perſonenverkehr auf den Linien der 
genannten Bahn. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 30. April 1878, Z. 10.090, an 
die Verwaltungen ſämm licher im Betriebe ſtehender Bahnen, ineluſive der Kaſchau— 
Oderberger Bahn und der ungariſchen Weſtbahn, und die Verwaltungen der vom 
Auslande her betriebenen, ſowie der verpachteten Strecken, betreffend die Ein- 
führung eines neuen Frachtbrief-Formulares. 

Nr. 53. Ausgeg. am 11. Mai. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vieinalbahn 
von Sichelsdorf über Landskron nach Scheiberhof, eventuell bis zum Anſchluſſe 
an einen geeigneten Punkt der öſterr. Nordweſtbahn zwiſchen Wildenſchwert und 
Geiersberg. Z. 8921. 5. April. 

Nr. 54. Ausgeg. am 14. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 30. April 1878, 3. 12 041, an 
den Verwaltungsrath der k. k. priv. Kaiſer Franz Joſef-Bahn, betreffend die 
Feſtſetzung der Tarifbeſtimmungen für den Perſonenverkehr. 

Feſtſtellung des garantirten Reinertrages der ſteieriſchen Strecke der unga— 
riſchen Weſtbahn. Z. 857 F.⸗M. (H.⸗M. Z. 12.552). 17. April. 

Nr. 55. Ausgeg. am 16. Mai. 

Geſtattung der Anwendung der Perſonenzugs-Fahrpreiſe bei den gemiſchten 
Zügen der Strecke Brüx⸗Kloſtergrab der k. k. priv. Prag⸗Duxer Bahn. Z. 12.158. 
3. Mai. 

Nr. 56. Ausgeg. am 18. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 27. April 1878, 8. 11.917, an die 
Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ſtehender Bahnen, betreffend die in der 
Eiſenbahn⸗Statiſtik anzuwendenden Bahnlängen. 

Nr. 57. Ausgeg. am 21. Mai. 

Protokoll, aufgenommen im k. k. Handelsminiſterium am 4. Februar 
1878, betreffend die Durchführung der auf die k. k. priv. ſüdnorddeutſche Ver⸗ 
bindungsbahn bezüglichen Garantiebeſtimmungen ꝛc. 2c. 

Nr. 58. Ausgeg. am 23. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 11. Mai 1878, 3. 35.386 ex 
1877, an die Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ſtehender Bahnen, betreffend 
die Beförderung der Zollorgane in den Conducteurwagen. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Geleiſeanlage zur Verbindung 
der St. Jacob⸗Coaksanlage in Dobrzis mit der Station Miröſchau der Miröſchau⸗ 
Rokytzaner Kohlenbahn. HM. Z. 11.706 ex 1878. 18. April. 

Nr. 59. Ausgeg. am 25. Mai 


Nr. 60. Ausgeg. am 28. Mai. 


Nr. 61. Ausgeg. am 30. Mai. 
Nr. 62. Ausgeg. am 4. Juni. 

Erlaß des k. k Handelsmintſteriums vom 23. Mai 1878, Z. 14.505, an 
die Verwaltungen der in Niederöſterreich befindlichen Bahnen, betreffend die Unzu⸗ 
läſſigkeit des Wildtransportes während der Schonzeit. 

Nr. 63. Ausgeg. am 6. Juni. 

Baubewilligung zur Herſtellung einer Schleppbahn von Smichower Bahn⸗ 
hofe der Prag⸗Duxer Eiſenbahn zur Glasfabrik des Herrn Inwald in Slichow. 
H.⸗M. 3. 11.479. 2. Mai. 

Nr. 64. Ausgeg. am 8. Juni. 

Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 30. Mai 1878 
ad Z. 4575, III., an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahn⸗Verwaltungen, betreffend die 
präciſe Faſſung aller gemeinſamen Vereinbarungen und die rechtzeitige Anzeige 
derſelben. 


Nr. 65. Ausgeg am 13. Juni. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 30. Mar 1878, Z. 5766, an ſämmt⸗ 
liche öſterr. Bahnverwaltungen, betreffend die Einhebung der Gebühren für 
Amtshandlungen der Aichämter auf Eiſenbahn⸗Stationen. 

Nr. 66. Ausgeg. am 15. Juni. 

Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 4. Juni 
1878, 3. 7260, III., an die Verwaltungen der öfterr. Eiſenbahnen, betreffend die 
koſtenfreie Aviſirung der Parteiguthabungen. 

Nr. 67. Ausgeg. am 18. Juni. 

Erlaß der k. k. General-⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 4. Juni 
1878, Z. 4961, J., an die Verwaltungen der öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die 
Adjuſtirung der Planvorlagen. 

Nr. 68. Ausgeg. am 20. Juni. 
Nr. 69. Ausgeg. am 25. Juni. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der k. k. priv 
Turau⸗Kralup⸗Prager Bahn zu dem induſtriellen Etabliſſement des Herrn Leopold 
Grafen Thun-Hohenſtein in Benatek. 3. 11.701. 21. Mai. 

Nr. 70. Ausgeg. am 27. Juni. 
Nr. 71. Ausgeg. am 29. Juni. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 1828. 
Nr. 4. Ausgeg. am 2. April. 

Circular⸗Verordnung vom 23. März 1878. Nr. 3895/8438 III. Anwendung 
des Gebühren-Tarifes für Militär-Transporte auf den öſterreichiſch-ungariſchen 
Eiſenbahnen bei der k. k. Gendarmerie, dann Betheilung derſelben mit dieſem 
Tarife und dem Kilometerzeiger der ſämmtlichen öſterreichiſch-ungariſchen Eifen- 
bahnen. 

Circular⸗Verordnung vom 24. März 1878, Nr. 1000857 III. Hinaus⸗ 
gabe der Sammlung der Reichsgeſetze und Miniſterial-Verordnungen zum Gebrauche 
der k. k. Gendarmerie, Jahrgang 1877, und der Berichtigung zum Jahrgang 
1848 — 1875. 

Nr. 5. Ausgeg. am 27. April. 

Circular-Verorduung vom 4. April 1878, Nr. 3142,285 VI. Erxſtattung 
fallweiſer Berichte über Widerſetzlichkeiten, thätliche Angriffe und wörtliche Befei- 
digungen gegen Gendarmen. 

Cireular⸗Verordnung vom 13. April 1878, Nr. 4955/1068 III. Verlaut⸗ 
barung der Beſtimmungen, welche die Benützung der verſchiedenen Wagenclaſſen 
und Zugsgattungen auf Eiſenbahnen in einer von der bisherigen Norm abwei⸗ 
chenden Weiſe regeln. 

Nr. 6. Ausgeg. am 29. Mai 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
Nr. 11. Ausgeg. am 2. April. 

Circular⸗Verordnung vom 28. Februar 1878, Nr. 2757533 II. Aenderungen 
in dem Gebiets-Umfange der Bezirksgerichte und Bezirkshauptmannſchaften in 
Galizien. 

Nr. 12. Ausgeg. am 11. April. 

Circular⸗Verordnung vom 28. März 1878, ad Nr. 2073 486 IV. Aus⸗ 
gabe des Anhanges I zur „Inſtructiou für Büchſenmacher der k. k. Truppen 
über die Handfeuerwaffen mit Werndl-Verſchluß vom Jahre 1872“. 

Circular⸗Verordnung vom 28. März 1878, Nr. 3244 289 VI. Stiftung 
des k. k. Landwehr⸗Lieutenants Guſtav Hergſell für Officiers⸗-Wittwen und Waiſen. 

Circular⸗Verordnung vom 29. März 1878, Nr. 3843/495 V. Einführung 
von Laternen als „Wagen-Requiſit“ für den Train der k. k. Landwehr⸗Truppen; 
Beſchreibung, Beſchaffung und Erhaltung derſelben. 

Circular⸗Verordnung vom 6. April 1878, Praes. Nr. 1865. Details über 
die Alterszulage für die Evidenz⸗ und Verwaltungs⸗Officiere. 

Nr. 13. Ausgeg. am 20. April. 

Circular⸗Verordnung vom 15. April 1878, Praes. Nr. 679. Neue 
Adjuſtirungs⸗ und Ausrüſtungs⸗Vorſchrift für die k. k. oberdalmatiniſchen Land⸗ 
wehr⸗Truppen, dann für die k, k. Landes ſchützen⸗Truppen in Tirol und Vorarlberg. 

Nr. 14. Ausgeg. am 20 April. 

Cireular⸗Verordnung vom 17. April 1878, Nr. 4840633 V. Hinausgabe 
des „Zehnten Abſchnittes der Monturs⸗Wirthſchafts⸗ und Verrechnungs⸗Inſtruction 
für die k. k. Landwehr“. 

Nr. 15 Ausgeg. am 25 April. 


Nr. 16. Ausgeg. am 28. April. 


Nr. 17. Ausgeg. am 28. April. 
Nr. 18. Ausgeg. am 11. Mai. 

Cireular⸗Verordnung vom 27. April 1878, Nr. 5345/1266 IV. Ausgabe 
des Separat⸗Abdruckes aus dem Exercier-Reglement für die k. k. Artillerie, II. Theil, 
betreffend die „Verwendung der Feld-Artilferie im Vereine mit den anderen Waffen“. 

Circular⸗Verordnung vom 28. April 1878, Nr. 5549/1185 II. Löſchung 
von verſtorbenen oder als todt erklärten Wehrpflichtigen in den bezüglichen Vor⸗ 
merkbüchern, Standes-Protokollen und Regiſtern. 

Circular⸗Verordnung vom 6. Mai 1878, Nr. 5300/1289 IV. Hinausgabe 
der neuen Vorſchrift über das Pferdeweſen des k. k. Heeres, J. und II. Theil, 
nebſt der als Anhang zum II. Theile gehörigen Inſtruction für die Aſſent-Offi⸗ 
ciere, die Verrechnungs-Officiere und Thierärzte (Kurſchmiede). 

Nr. 19. Ausgeg. am 11. Mai. 

Circular⸗Verordnung vom 19. April 1878, Nr. 5294/1256 [V. Hinaus 
gabe des Vertheilers, nach welchem diejenigen nicht activen Gagiſten der k. k. 
Landwehr, welche zu einer, eine beſondere Vorbereitung erheiſchenden Dienſtleiſtung 
im Mobiliſirungsfalle beſtimmt ſind, mit den zu ihrer Information nöthigen 
Dienſtbüchern und Vorſchriften ſchon im Frieden zu betheilen kommen. 

Nr. 20. Ausgeg. am 18. Mai. 

Circular-Verordnung vom 17. Mai 1878, Praes. Nr. 820. Gebühren- 

Vorſchrift für die k. k. Landwehr während der Mobilität. 
Nr. 21. Ausgeg. am 19. Mai. 

Cireular-Verordnung vom 3. Mai 1878, Nr. 16.786/2300 V ex 1877. 
Rechnungsmäßige Behandlung der dem Landwehr-Etat für beigeſtellte Aſſiſtenz⸗ 
Commanden u. ſ. w. von anderen Staatsverwaltungszweigen zu leiſtenden Ver 
gütung. 

Nr. 22. Ausgeg. am 26. Mai. 

Cireular-Verordnung vom 22. Mai 1878, Nr. 66301426 TI. Aenderungen 
in der politiſchen Bezirks-Eintheilung Galiziens. 

Nr. 23. Ausgeg. am 21. Inni. 

Circular-Verordnung vom 19. Mai 1878, Nr. 6100811 V. Bezeichnung 
der Armbinden für die Wagenmeiſter der k. k. Landwehr. 

Cireular⸗Verordnung vom 26. Mai 1878, Praes. Nr. 970. Abänderung 
in der mittelſt Cireular-Verorduung vom 24. December 1876, Praes. Nr. 1503, 
verlautbarten Organiſation des Landwehr-Stabs-Officiers-Curſes. 

Circular-Verordnung vom 29. Mai 1878, Nr. 6973/933 V. Aufnahme 
von Frequentanten der k. k. Landwehr in den Militär-Intendanz-Lehrcurs. 

Nr. 24. Ausgeg. am 4. Juni. 

Circular⸗Verordnung vom 4. Juni 1878, Nr. 3921/505 V. Berichtigung 
der Monturs⸗Wirthſchaſts⸗ und Verrechnungs⸗Inſtruction für die k. k. Landwehr, 
v. J. 1872. 

Nr 25. Ausgeg. am 24. Juni. 

Circular⸗Verordnung vom 19. Mai 1878, Nr. 6189/1469 IV. Hinaus⸗ 
gabe des Anhanges III zur „Inſtruction über den Revolver für Büchſenmacher 
der k. k. Truppen vom Jahre 1872". 

Circular⸗Verordnung vom 25. Mai 1878, Nr. 6864/1474 IT. Aenderung 
des Gebietsumfanges der Sprengel des Bezirksgerichtes Gföhl und jenes des 
ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes Krems. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 27. November 878, 3. 15.721, 
betreffend die Behandlung der Sendungen fabriksmäßig oder chemisch gewaſchener 
Schafwolle im Verkehre zwiſchen Ungarn und der diesſeitigen Reichshälfte. 


In Folge einer Vorſtellung über die Uebelſtände, welche bei Sendungen 
von chemiſch oder fabriksmäßig gewaſchener Schafwolle in den Ländern der 


ungariſchen Krone vorkamen, hat das k. ungariſche Miniſterium für Ackerbau, 


Induſtrie und Handel mit Note vom 16. November l. J., Z. 25.033, anher mit⸗ 
getheilt, dasſelbe habe die Verfügung getroffen, daß die aus Ungarn nach 
Oeſterreich oder von da nach Ungarn beſtimmten nachweislich fabriksmäßig oder 
chemiſch gewaſchenen Wollſendungen als vollkommen frei keiner veterinär⸗ 
polizeilichen Procedur unterliegen und in Hinkunft im gegenſeitigen Verkehre 
weder mit Urſprungs⸗ noch mit Geſundheits⸗Certificaten zu verſehen ſind. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei zur Veranlaſſung des weiters Geeigneten 
in Kenntniß geſetzt. 
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23 
Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 30. November 1878 3. 13.167, 

betreffend das Vorgehen behufs Ertheilung von Vauconſenſen für Gebäude im 
| Feuerrayon einer Eiſenbahn. 

Anläßlich eines ſpeciellen Falles, in welchem von einer Gemeindevorſtehung 
der Bauconſens zur Errichtung eines Gebäudes im Feuerrayon einer Eiſenbahn 
ertheilt wurde, ohne die Beſtimmungen des § 99 der faif. Verordnung vom 
16. November 1851 zu beachten, wird die k. k beauftragt, die Gemeinden 
des unterſtehenden Verwaltungsgebietes aufmerkſam zu machen, daß nach 8 99 
der kaiſ. Verordnung vom 16. November 1851 (R. G. Bl. Nr. 1 ex 1852) neue 
Vauführungen und Aenderungen beſtehender Gebäude an der Eiſenbahn im 
Feuerrayon der letzteren nur mit Zuſtimmung der zur Oberaufſicht über deu 
Betrieb berufenen Behörde ſtattfinden können und daß zu allen Commifftonen, 
welche ſolchen Bauführungen oder Aenderungen vorangehen, die k. k General— 
Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen behufs allfälliger Abordnung eines Vertreters, 
ſowie auch die Eiſenbahn-Unten nehmung als Anrainer und Intereſſent einzuladen iſt. 


Perſon alien. 

Seine Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der galiz. Finanz⸗Landes⸗ 
direction Adolf Ritter v. Jorkaſch-Koch den Orden der eiſernen Krone zweiter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Ignaz 
Wagner das Ritterkreuz des Leopold-Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium 
Dr. Johann Ba zant das Ritterkreuz des Leopold-Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des botaniſchen Hofkabinetes Hofrathe 
Dr. Eduard Fenz! anläßlich deſſen Penſionirung die Allerh. Zufriedenheit aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof- und Präſidialſecretär des Verwaltungs- 
gerichtshofes Adam Freih. v. Budwinski das Ritterkreuz des Frauz Joſef— 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rathsſecretärs⸗Adjunceten beim Verwaltungs- 
gerichtshofe Franz Za buſch den Titel und Charakter eines Hofſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach-Oberaufſeher Joſef Brandtner 
in Schärding das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial-Viceſecretär im Miniſterium des Innern Dr. Eduard Edlen v Fer— 
varı zum Bezirkshanptmanne in Tirol ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechuungsrath Joſef Staudacher in Klagenfurt zum Oberrechnungsrathe bei 
der Krainer Landesregierung ernannt. ’ 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Junern hat den 
Bauadjuncten Jacob Sachsalber zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Concipiſten Dr. Max Effen- 
berger zum Geeretär bei der Linzer Finanzprocuratur ernannt. 


Erledigungen. 
Forſtinſpectorsſtelle bei der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei in Zara mit 
der achten Rangsclaſſe und Reiſepauſchale von 800 fl. jährlich, bis Ende Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 1.) 


Soeben erschien im Verlage der „Alma mater“: 


eiteres aus dem Juristenleben 


verfasst und gesammelt von einem Advocaturs-Candidaten. Ent- 
haltend eine Sammlung der besten Witze, Kalauer, Anekdoten etc. 
aus dem Leben der Juristen auf der Facnltät, im Gerichtssaal, in 

der Advocaten- und Amtsstube. 
Dieses Buch in origineller Pergamentausstattung ist gegen Einsendung 
von 1 fl. 20 kr. zu beziehen durch die Buchhandlung Moritz Perles, 
Wien, oder durch die 


Administration der „Alma mater“ Wien, II. Praterstrasse 28. 


Soeben erſchien im Verlage von Moritz Perles in Wien, | 
Bauernmarkt Nr. 11: 


Der Stuatsheamte. 
Kalendarium und Jahrbuch für die k. k. öſterr. Civilbeamten pro 1879. 


Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Hönig, General⸗ 
Seeretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamtenvereins, redigirte Werk 
enthält ein authentiſches Verzeichniß aller k. k. Staatsbeamten. 


Preis eleg. geb. 2 fl. 


Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


